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Umweltvereinigung, wasserrechtliche Befreiung, Alternativen
prüfung, überragendes öffentliches Interesse nach § 2 EEG 

VGH München, Urteil vom 4. Juli 2024 - 22 A 23.40049
Zu den Voraussetzungen einer Befreiung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 und 2 WHG für die Errichtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen im Wasserschutzgebiet. 

(amtlicher Leitsatz)

Hintergrund der Entscheidung
Der Kläger (anerkannte Umweltvereinigung) wendete sich gegen eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und 
zum Betrieb von drei Windenergieanlagen (WEA). Die Beklagte (Genehmigungsbehörde) erteilte der Gemeinde H diese Genehmigung 
im März 2023. Die Standorte der WEA liegen innerhalb der ausgewiesenen Konzentrationsflächen des sachlichen Teilflächennut-
zungsplans der Gemeinde H und zugleich innerhalb der Schutzzone III zweier Wasserschutzgebiete. Die Zuwegung wurde ebenfalls 
im Genehmigungsbescheid geregelt. Bestandteil der Genehmigung ist auch die Erteilung einer Befreiung gem. § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG 
von Verboten der für die Wasserschutzgebiete geltenden Wasserschutzverordnungen. Die Genehmigung ist außerdem mit verschiede-
nen Bedingungen und Nebenbestimmungen versehen. Die Beigeladene (Unternehmen der Windenergiebranche) ist im Februar 2024 
Betreiberin geworden. Es erging daraufhin eine Änderungsgenehmigung. Die Zuwegung berührte in der Folge die Zone II zweier Was-
serschutzgebiete gegenüber der Ausgangsgenehmigung nur noch eingeschränkt auf einem Teilstück mit 160 m Länge. Gegen die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung erhob der Kläger im Oktober 2023 Drittanfechtungsklage beim VGH München. Mit Schriftsatz 
von Juni 2024 bezog er die Änderungsgenehmigung mit in das Verfahren ein. Die Beigeladene beantragte die Klageabweisung. Nach 
ihrem Vortrag soll das in Zone II der Wasserschutzgebiete liegende Teilstück der Zuwegung nur in unvermeidbaren Ausnahmefällen 
und ausschließlich von Leerfahrzeugen befahren werden.

Inhalt der Entscheidung
Die Klage hat in der Sache überwiegend Erfolg. Als anerkannte Umweltvereinigung sei der Kläger gem. § 2 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 5 UmwRG klagebefugt. (Rn. 48) Er habe gem. § 2 Abs. 1 UmwRG die Verletzung umweltbezogener Rechtsvorschriften geltend ge-
macht. Neben den Vorschriften zum Gewässer-, Arten- und Waldschutz fielen darunter auch die Vorschriften zum Brandschutz. Denn 
Umweltverbände könnten sich im Rahmen von Verbandsklagen auch auf sicherheitsrechtliche Vorschriften berufen, deren Verletzung 
Umweltgefährdungen hervorrufen.1 Dies sei im Zusammenhang mit den geplanten Windenergievorhaben zu bejahen. Ein Brand der 
WEA an den geplanten Standorten könnte erhebliche Auswirkungen auf den in der Umgebung befindlichen Wald sowie das durch die 
Wasserschutzgebietsverordnung geschützte Trinkwasservorkommen haben. (Rn. 64)

Der Genehmigungsbescheid in Gestalt des Änderungsbescheids verstoße gegen materiell-rechtliche umweltbezogene Rechtsvor-
schriften. (Rn. 78) Durch die Errichtung der geplanten WEA bestehe eine Gefährdung des Schutzzwecks der betroffenen Wasser-
schutzgebietsverordnungen gem. § 52 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 WHG. Der Schutzzweck bestehe darin, die öffentliche Wasserversorgung zu 
gewährleisten. Zur Frage, ob der Schutzzweck gefährdet ist, werde in Rechtsprechung und Literatur ein strenger Maßstab angelegt. 
Eine Befreiung komme demnach nicht in Betracht, wenn im Rahmen einer sachlich vertretbaren und auf konkreten Feststellungen 
beruhenden Prognoseentscheidung ein nicht nur vernachlässigbares Restrisiko bleibe, dass das Wasser verunreinigt wird oder dessen 
Eigenschaften nachteilig verändert werden. (Rn. 93 f.) Eine besonders große Gefahr für das Grundwasser könne dazu führen, dass das 
Verlangen der Unwahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts der Unmöglichkeit nahe- oder gleichkomme. Eine Befreiung dürfe aller-
dings nicht versagt werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch die Anordnung von Inhalts- und Nebenbestimmungen vermieden 
oder ausgeglichen werden können. Dies folge aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. (Rn. 96)

Die geplanten Standorte der WEA würden im zentralen Anströmungsbereich mehrerer Grundwasserbrunnen liegen. Es bestehe dort 
nach dem Gutachten des zuständigen Wasserwirtschaftsamtes von September 2023 überwiegend eine geringe bis sehr geringe 
Schutzwasserfunktion der Grundwasserüberdeckung. Nur an einzelnen Stellen bestehe eine mittlere Schutzfunktion. (Rn.100) Zwei der 
Anlagenstandorte befänden sich vorliegend im direkten Zustrombereich zu zwei Brunnen, ein Anlagenstandort im randlichen Bereich. 
(Rn. 103) Das Wasserwirtschaftsamt führte in der mündlichen Verhandlung aus, dass es bei Regenereignissen bereits nach wenigen 
Tagen zu einem Anstieg des Grundwassers in der Umgebung kommen könne. Es bestehe bei einem punktuellen Eintritt wassergefähr-
dender Stoffe daher die Gefahr, dass diese in einer Sickerzeit von wenigen Tagen das Grundwasser erreichen könnten. (Rn. 104) 

1 � Der VGH München bezieht sich in diesem Zusammenhang auf die höchstrichterliche Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts: BVerwG, Urt. v. 3.11.2020 – 9 A 7.19 und 
Urt. v. 11.10.2017 – 9 A 14.16.

https://www.bverwg.de/031120U9A7.19.0
https://www.bverwg.de/111017U9A14.16.0
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Der geringen Schutzfunktion der Grundwasserüberdeckung sowie den verhältnismäßig geringen Sickerzeiten seien die mit dem Bau der 
WEA verbundenen Eingriffe in den Boden, der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in ganz erheblichem Umfang und das starke 
Baustellen-Verkehrsaufkommen über einen längeren Zeitraum hinweg gegenüberzustellen. (Rn. 109) In Summe seien für alle Anlagen 
etwas über 1.000 Transporte zuzüglich 45 Schwertransporte erforderlich. (Rn. 113) Eine Gefährdung des Schutzzwecks der Wasser-
schutzgebietsverordnungen durch den Bau der WEA könne aus Sicht des VGH München vor diesem Hintergrund nicht verneint werden. 
Dies beträfe alle drei WEA gleichermaßen. In der Ausgangsgenehmigung seien zwar Nebenbestimmungen getroffen worden (u. a. Be-
dingungen hinsichtlich des Trinkwasserschutzes bei Betankungsvorgängen und in der Bauphase allgemein sowie Bestimmungen zum 
Gewässerschutz und zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen). Eine Gefährdung des Schutzzwecks der Wasserschutzgebiets-
verordnungen könne trotzdem nicht verneint werden. (Rn. 115 f.) Das mit den Bauarbeiten verbundene Schadenspotenzial sei in der 
Summe aller vorgesehenen Maßnahmen derart hoch, dass eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung nicht ausgeschlossen 
werden könne. Es könne nicht davon ausgegangen werden, dass die vorgesehenen Schutzmaßnahmen in jedem Fall rechtzeitig ergrif-
fen werden könnten. (Rn. 118)

Die wasserrechtlichen Befreiungen könnten auch nicht auf § 52 Abs. 1 Satz 2 Alt. 1 WHG gestützt werden, wonach eine Befreiung erteilt 
werden kann, wenn überwiegende Gründe des Allgemeinwohls dies erfordern. Der Begriff des überwiegenden Wohls der Allgemein-
heit sei weit auszulegen und grundsätzlich sei dabei auch der Vorrang der erneuerbaren Energien i. S. d. § 2 Satz 2 EEG zu berücksich-
tigen. (Rn. 123) Vorliegend käme allerdings in Betracht, dass ein atypischer Fall vom gesetzlichen Abwägungsvorrang vorliege. Denn 
Wasser gehöre zu den natürlichen Lebensgrundlagen i. S. d. Art. 20a GG. Der Trinkwasserschutz genieße folglich einen mit dem Klima-
schutz vergleichbaren Rang. (Rn. 126) Die erforderliche Abwägungsentscheidung zwischen den Schutzzielen der Wasserschutzgebiets-
verordnung und den für das Vorhaben streitenden Allgemeinwohlinteressen habe vorliegend allerdings nicht korrekt getroffen werden 
können. Aus der angegriffenen Genehmigung ergebe sich nicht, dass die von der Behörde in vollem Umfang zu ermittelnden Voraus-
setzungen bis zur mündlichen Verhandlung vorgelegen hätten. Insbesondere sei keine ausreichende Alternativenprüfung durchgeführt 
worden. (Rn. 120, 138) 

Fazit
Der VGH München setzte sich im Zusammenhang mit drei genehmigten WEA und deren Zuwegungen mit den Anforderungen an die 
Befreiung von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnungen auseinander. Die Entscheidung zeigt, dass für die Beurteilung, ob 
der Schutzzweck der Verordnungen gefährdet wird, strenge Maßstäbe gelten. An Vorhabenstandorten, die wie im vorliegenden Fall an 
einem Waldstandort innerhalb mehrerer Wasserschutzgebiete liegen und an denen die Grundwasserüberdeckung eine geringe oder 
sehr geringe Schutzfunktion aufweist, kann eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung daher ggf. nicht verneint werden. 
Allerdings können auch an diesen Standorten überwiegende Gründe des Allgemeinwohls erfordern, dass eine Befreiung von geltenden 
Wasserschutzgebietsverordnungen erteilt wird. Mit ausreichenden Maßnahmen kann in diesem Fall die Gefährdung des Schutzzwecks 
vermieden werden. 

Überraschenderweise bejahte der VGH München vorliegend an allen drei WEA-Standorten eine Gefährdung des Schutzzwecks, obwohl 
diese in Wasserschutzgebieten der Zone III liegen und lediglich deren Zuwegung auf einem Teilstück von 160 m Länge ein Wasser-
schutzgebiet der Zone II berührt. Bemerkenswert ist insoweit auch, dass das Gericht eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversor-
gung insbesondere bei Errichtung der WEA erwartete und nicht bei deren Betrieb. Üblicherweise sind gerade wassergefährdende Stoffe 
problematisch, die bei Betrieb der WEA austreten könnten. Vorliegend handelte es sich allerdings um großgetriebelose Anlagen mit 
reduziertem Einsatz wassergefährdender Stoffe, von denen selbst ein relativ geringes Gefährdungspotenzial ausgeht. Im Hinblick auf 
eine Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung verwies das Gericht etwa darauf, dass erhebliche Eingriffe in den Boden während 
der Bauphase zu erwarten seien und die vorgesehenen Bauarbeiten ein hohes Ausmaß hätten. Dabei sah der VGH u. a. hypothetische 
Unfallereignisse, wie das Umkippen eines großen Baufahrzeugs, bei dem Dieselkraftstoff oder Öl austreten könnte, als gefährdend an. 
Sowie Tankvorgänge von Baustellenfahrzeugen, die während der Errichtung der WEA in erheblichem Maße erforderlich seien.

Mit Blick auf die erforderliche Abwägungsentscheidung für eine wasserrechtliche Befreiung kam der VGH zu dem Schluss, dass auch 
bei Anwendung des § 2 Satz 2 EEG in jedem Fall eine Alternativenprüfung durchzuführen sei und begründete dies mit dem nach 
Art. 20a GG verfassungsrechtlich abgesicherten Trinkwasserschutz. 

Der VGH München erklärte die Genehmigungsentscheidung vorliegend für rechtswidrig und nicht vollziehbar, womit die Durchfüh-
rung eines ergänzenden Verfahrens in Betracht kommt. Eine Fehlerbehebung seitens der Genehmigungsbehörde scheint folglich nicht 
von vornherein ausgeschlossen. Es bleibt also abzuwarten, ob die geplanten Windenergievorhaben aus überwiegenden Gründen des 
Allgemeinwohls zukünftig doch realisiert werden können und durch Nebenbestimmungen ausreichende Maßnahmen ergriffen werden 
können.

Der Volltext der Entscheidung kann kostenfrei im Internet abgerufen werden unter: 
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2024-N-22288?hl=true
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